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Dem Verfasser ist nur eine einzige deutsche Gerichtsentscheidung 
bekannt30, die sich mit Art. 23 IV IPBPR auseinandersetzt, nämlich 
die des OLG Bamberg von 1988. Das Gericht bezeichncte aus­
drücklich diese Rechtsnorm als Bundesrecht und befand, daß der dort 
verlangte nötige Schutz der Kinder auch ..Schutz vor dem unnötigen 
Verlust eines Elterntcils“ bedeute.31

Problematisch wird es. wenn solche zu Bundesrecht geworde­
nen Menschenrechtsnormen in Widerspruch zu BGB-Vorschriften 
stehen. Über die Anwendung der lex-posterior-Regel schreibt dazu 
Rebmann: ..Unmittelbar geltendes Bundesrecht ist nach hM auch 
die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, sic hat als lex posterior entgegenstehendes Landes­
recht (auch Landesverfassungsrecht) und entgegenstchendes Geset­
zes- und Verordnungsrecht des Bundes aufgehoben und verhindert 
neues widersprechendes Bundes- und Landesrecht, hat aber keinen 
Verfassungsrang". Was nach Rebmann für die EMRK gilt, muß auch 
für alle übrigen über den Weg des Art. 59 11 GG in Bundesrecht 
transformierten Konventionen gelten, da sie sich von der EMRK dem 
Range nach nicht unterscheiden.

Es liegen mehrere BVerfG-Entscheidungen vor. die den Richter zur 
Prüfung und Anwendung der Menschenrechtsnonnen veranlassen:

„Auch Gesetze - hier die Strafprozeßordnung - sind im Ein­
klang mit den völkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland auszulegen und anzuwenden, selbst wenn sie zeitlich 
später erlassen worden sind als ein geltender völkerrechtlicher Ver­
trag: denn es ist nicht anzunehmen, daß der Gesetzgeber, sofern er 
dies nicht klar bekundet hat. von völkerrechtlichen Verpflichtungen 
der Bundesrepublik Deutschland abweichen oder die Verletzung sol­
cher Verpflichtungen ermöglichen will."32

Daneben befand das höchste deutsche Gericht, daß es dahinste­
hen kann, „ob die Europäische Sozialcharta unmittelbar geltendes 
Bundesrecht ist oder ob sie lediglich den Gesetzgeber und den 
rechtsfortbildenden Richter bindet oder wenigstens Auslegungsmittel 
für das nationale Recht ist“.33 Wenn die nach hM nur sog. soft 
law darstellende Europäische Sozialcharta vom 18.10.1981 (ESC) 
den rechtsfortbildenden Richter bindet, dann muß dies doch viel 
mehr für den UN-Zivilpakt gelten, denn „dessen Bestimmungen sind 
unmittelbar anwendbar. Sie bedürfen keines weiteren Rechtsaktes, 
damit der einzelne sich auf sic berufen kann“.34

Rebmann weist aber auch darauf hin, „einzelne Vorschriften in den 
Abkommen können allgemeine Regeln des Völkerrechts enthalten 
oder zu solchen erstarken und daher gern. Art. 25 S. 2 GG den 
einfachen Gesetzen Vorgehen”. - Nach dem amtlichen Leitsatz des 
BVerfG ist „eine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht nach Art. 
100 11 GG bereits dann geboten, wenn das erkennende Gericht bei 
der Prüfung der Frage, ob und mit welcher Tragweite eine allgemeine 
Regel des Völkerrechts gilt, auf ernstzunehmende Zweifel stößt, und 
nicht nur dann, wenn das Gericht selbst Zweifel hat. Ernstzunehmen­
de Zweifel bestehen dann, wenn das Gericht abweichen würde von 
der Meinung eines Verfassungsorgans oder von den Entscheidungen 
hoher deutscher, ausländischer oder internationaler Gerichte oder von 
den Lehren anerkannter Autoren der Völkerrechtswissenschaft".35

Zur völkerrechtlichen Glaubwürdigkeit der Bundesrepublik im 
Familienrecht

Das durch den Einigungsvertrag nach 2 Tagen Gültigkeit aufgeho­
bene 1. FÄG der DDR stimmte in den hier untersuchten Fragen 
weitestgehend mit den durch die Menschenrechtskonventionen ga­
rantierten Rechten überein. Es verdient, nicht nur wegen der Kürze 
seiner Geltungsdauer in das Guiness-Buch der Rekorde aufgenom­
men. sondern auch - auf dem untersuchten familienrechtlichem Ge­
biet - als das erste menschenrechtskonforme Gesetz auf deutschem

Boden bezeichnet zu werden. Es dürfte ein völkerrechtliches Unikum 
darstellen, wenn ein solches Gesetz, welches den in beiden Staaten 
geltenden multilateralen Konventionen entspricht, durch einen bila­
teralen Völkerrechtsvertrag außer Kraft gesetzt wird.

Der Gesetzgeber hat bisher trotz mehrfacher Aufforderung das Fa­
kultativprotokoll zum IPBPR nicht ratifiziert, welches seinen Bürgern 
die Individualbeschwerde zum UN-Menschcnrechtsausschuß einräu­
men würde.36 Ebenso läßt die Ratifizierung und damit Transformation 
des 7. Zusatzprotokolls zur EMRK seit Jahren auf sich warten, wel­
ches auf der europäischen Ebene den menschenrechtlichen Schutz des 
Art. 8 EMRK auf den Standard des Art. 23 IV IPBPR anhebt.37 (Hier­
zu nur der Hinweis: Unser engstes europäisches Partnerland Frank­
reich ist beiden Protokollen beigetreten38 39.)

Der in der abgelaufenen 11. Legislaturperiode vorgelegte und 
nicht verabschiedete Entwurf eines Nichtehelichen-Umgangsgeset- 
zes34 will dem Vater jede Möglichkeit des Sorgerechts für sein nicht­
eheliches Kind weiterhin vorenthalten. Dies dürfte eklatant gegen die 
völkerrechtliche Verpflichtung in EMRK wie auch IPBPR verstoßen, 
die dort garantierten Rechte zu gewährleisten bzw. in innerstaatliches 
Recht umzusetzen.

Vollends unglaubwürdig würde die Menschenrechtspolitik der 
Bundesregierung im Familienrecht, wenn Informationen zutreffen 
sollten, wonach die Ratifizierung der UN-Kinderrcchtekonvention 
nur unter dem Vorbehalt erfolgen soll, daß sie in bezug auf El­
ternverantwortung und Umgangsrecht für nichtehelichc Kinder nicht 
gelte. Ein solcher Vorbehalt käme übrigens zu spät, denn die EMRK 
wie auch die beiden UN-Menschenrechtspakte wurden ohne einen 
solchen Vorbehalt ratifiziert. Es würde aber auch einen Verstoß gegen 
den völkerrechtlichen Grundsatz von Treu und Glauben darstellen.

Es bleibt nur noch zu hoffen, daß die von dem Vertreter des 
Bundesjustizministeriums in Bad Boll40 öffentlich gegebene Zusi­
cherung. „daß das Bundesjustizministerium das zu erarbeitende neue 
deutsche Kindschaftsrecht an den völkerrechtlichen Verpflichtungen, 
d.h. den Menschenrechtsnonnen der Vereinten Nationen, ausrichten 
wird", doch bald cingelöst wird. Denn „eine glaubwürdige Mcnschen- 
rechtspolitik muß sich allen Aspekten zuwenden. Sie darf sich nicht 
auf einzelne, wie etwa die Freizügigkeit, beschränken“ 41

30 Der Verf. wäre für jeden Hinweis auf evil, weitere Entscheidungen, die sich 
mit den Fainilicnvölkcrrcchtsnormcn des UN-Zivilpaktes auseinandersetzen, 
dankbar.
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